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Antrag 

der Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. 


Klimaschutz - Erste Vertragsstaaten konferenz zur Kiimarahmenkonvention 
vom 28. März bis 7. Aprii 1995 sowie Umsetzung des nationalen 
COa-Minderungsprogramms 


Der Bundestag wolle beschließen: 

I. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

1. Der Klimaschutz ist eine der größten umweltpolitischen 
Herausforderungen heute und in Zukunft. Werden keine 
Gegenmaßnahmen ergriffen, wird nach Modellrechnun- 
gen die Lufttemperatur im globalen Mittel bis zum Ende 
des nächsten Jahrhunderts um etwa 3 ± 1,5 ""C steigen. 

In diesem Fall ist mit schwerwiegenden Auswirkungen zu 
rechnen, u. a. mit der Verschiebung von Klima- und Vege- 
tationszonen, Änderung der Niederschlagsverteilung und 
unter bestimmten Umständen der Verschlechterung der 
Welternährungssituation. 

Der Zwischenstaatliche Ausschuß über Klimaänderungen 
(Intergovernmental Panel on Climate Change, IPCC) hat 
im November 1994 einen Sonderbericht zur 1. Vertrags- 
staatenkonferenz vorgelegt. Kernaussage ist, daß die Sta- 
bilisierung der Konzentration von Kohlendioxid (CO 2 ) auf 
verschiedenen - willkürlich ausgewählten - Niveaus zwi- 
schen der heutigen Konzentration von CO 2 in der Atmo- 
sphäre und z. B. dem doppelten Wert nur möglich sein 
wird, wenn die globalen anthropogenen C02-Emissionen 
langfristig deutlich unter das Emissionsniveau von 1990 
gesenkt werden. Eine Beibehaltung der C02-Emissionen 
auf dem Wert von 1990 würde zu einem Anstieg der CO 2 - 
Konzentrationen in der Atmosphäre für mehrere Jahrhun- 
derte führen. Dies bedeutet, daß das letztendliche Ziel in 
Artikel 2 der Kiimarahmenkonvention - Stabilisierung der 
Treibhausgasemissionen auf einem Niveau, auf dem eine 
gefährliche anthropogene Störung des Klimasystems ver- 
hindert wird - nur erreicht werden kann, wenn die globa- 
len Emissionen langfristig deutlich fallen. 
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Die Enquete-Kommission „Schutz der Erdatmosphäre" 
des 12. Deutschen Bundestages hat zu den Themen Ver- 
kehr, Landwirtschaft und Wälder sowie Energie umfang- 
reiche Berichte vorgelegt, in denen vielfältige Handlungs- 
möglichkeiten und -empfehlungen für die nationale und 
die internationale Klimaschutzstrategie gegeben werden. 

Das Ergreifen weiterer international abgestimmter, effek- 
tiver Gegenmaßnahmen gegen die drohende Störung des 
Klimasystems wird auf der 1. Vertragsstaatenkonferenz 
zur Klimarahmenkonvention, zu der Bundeskanzler Dr. 
Helmut Kohl vom 28. März bis 7. April 1995 nach Berlin 
eingeladen hat, zu erörtern sein. 

2. Nach Auffassung des Deutschen Bundestages sind die 
bisherigen Verpflichtungen in der Klimarahmenkonven- 
tion zur Reduktion der Treibhausgasemissionen nicht aus- 
reichend, um eine Stabilisierung der Treibhausgaskonzen- 
trationen und damit eine gefährliche Störung des Klima- 
systems zu verhindern. Die konkreten Verpflichtungen für 
die in Annex I der Konvention aufgeführten Staaten - dies 
sind die OECD- Staaten sowie die mittel- und osteuropäi- 
schen Staaten ihre Treibhausgasemissionen bis zum 
Jahr 2000 auf das Niveau von 1990 zurückzuführen, ge- 
nügen daher nicht, um das nach Artikel 2 der Konvention 
vorgegebene Ziel zu erreichen. Eine Vorgabe, die Emissio- 
nen nach 2000 nicht wieder ansteigen zu lassen und 
danach erheblich zu reduzieren, um eine Stabilisierung 
der Konzentrationen in der Atmosphäre zu erreichen, 
beinhaltet die Konvention hingegen nicht. 

Die Aufnahme einer Stabilisierungsverpflichtung für die 
Emissionen der Annex I-Parteien hatten Deutschland und 
die Europäische Union schon während der Aushandlung 
der Konvention stets nachdrücklich gefordert, konnten 
sich damit aber nicht durchsetzen. Eine solche Verein- 
barung zur Emissionsstabilisierung wäre ein erster wich- 
tiger Schritt, um nach 2000 einen erneuten C02-Anstieg in 
den OECD- sowie mittel- und osteuropäischen Ländern zu 
verhindern und um in einem zweiten Schritt die Emissio- 
nen zu senken. Wichtige Verhandlungspartner auf Indu- 
strieländerseite haben bisher bedauerlicherweise noch 
keine Bereitschaft zur Übernahme einer Stabilisierungs- 
verpflichtung gezeigt. Auch wichtige Entwicklungsländer 
drängen, um Fragen nach einer Verschärfung ihrer eige- 
nen Verpflichtungen vorsorglich zu begegnen, nicht mehr 
— wie vor der Rio-Konferenz - auf anspruchsvollere Maß- 
nahmen der Industrieländer. 

3. Der Deutsche Bundestag sieht als zentralen Baustein einer 
internationalen Klimaschutzstrategie die Weiterentwick- 
lung der Klimarahmenkonvention durch ein Klimaproto- 
koll mit konkreten Zielen und Maßnahmen für die ver- 
schiedenen Treibhausgase. Er begrüßt daher, daß die 
Allianz kleiner Inselstaaten (AOSIS) fristgerecht den Ent- 
wurf eines Klimaprotokolls vorgelegt hat, ebenso wie die 
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Vorlage ergänzender und weiterführender Vorstellungen 
für den Inhalt eines solchen Protokolls durch die Bundes- 
regierung. 

4. Eng verknüpft mit der Übernahme weiterreichender 
Reduktionsverpflichtungen ist das Thema „gemeinsame 
Umsetzung (Joint Implementation). Die Klimarahmen- 
konvention eröffnet in Artikel 4 Abs. 2 a den Vertragspar- 
teien zur Erfüllung ihrer emissionsbezogenen Verpflich- 
tungen die Möglichkeit, politische Strategien und Maß- 
nahmen auch gemeinsam durchzuführen. Der Grundsatz 
der Kostengünstigkeit hinsichtlich global unterschied- 
licher Grenzkosten der Emissionsvermeidung, aber auch 
die Notwendigkeit, den Technologietransfer in Entwick- 
lungsländer zu fördern, sprechen für solche Maßnahmen. 
Die 1. Vertragsstaatenkonferenz soll über wesentliche 
Kriterien für solch eine gemeinsame Umsetzung entschei- 
den, damit dieses Konzept im Rahmen der Konvention 
angewandt oder zumindest in einer Pilotphase erprobt 
werden kann. Viele wichtige Entwicklungsländer lehnen 
das Konzept nach wie vor ab. Der Deutsche Bundestag 
befürwortet das Konzept der gemeinsamen Umsetzung als 
ein wichtiges Instrument für mehr Flexibilität, das es den 
Vertragsparteien der Klimarahmenkonvention erleichtern 
kann, strengere Verpflichtungen zur Emissionsminderung 
zu erfüllen. 

5. Mit ihren frühzeitigen C02-Minderungsbeschlüssen strebt 
die Bundesregierung ein anspruchsvolles Ziel an - 25 bis 
30 % Minderung der C02-Emissionen bis zum Jahr 2005, 
bezogen auf das Jahr 1987 - und hat hierzu ein umfangrei- 
ches Programm verabschiedet. Dieses nationale Programm 
enthält neben der Reduktion der C02-Emissionen auch die 
Minderung anderer Treibhausgase und umfaßt die Be- 
reiche Energiewirtschaft, Gebäude, Verkehr, Industrie 
und Kleinverbraucher, Haushalte, Land- und Forstwirt- 
schaft, Abfall und neue Technologien. 

Eine Vielzahl spezifischer Maßnahmen wurde für die 
neuen Bundesländer ergriffen, um den Umstrukturie- 
rungs- und Modernisierungsprozeß gleichzeitig auch für 
die Erschließung der hier besonders hohen C02“Minde- 
rungspotentiale zu nutzen. Das nationale C02-Minde- 
rungsprogramm der Bundesregierung gehört zu den ehr- 
geizigsten Klimaschutzprogrammen weltweit. Seine Um- 
setzung treibt auch die EU- weiten und weltweiten 
Klimaschutzstrategien voran. 

II. Die Bundesregierung wird aufgefordert, 

1. sich dafür einzusetzen, daß auf der 1. Vertragsstaatenkon- 
ferenz eine Einigung über die Stabilisierung der CO 2 - 
Emissionen nach dem Jahr 2000 auf der Basis der 1990er 
Emissionen durch alle Annex I-Parteien erzielt wird; 

2. sich für die Weiterentwicklung der Klimarahmenkonven- 
tion durch ein Klimaprotokoll mit konkreten Zielen und 
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Maßnahmen für die Reduktion der verschiedenen Treib- 
hausgasemissionen einzusetzen. Sollte ein solches Proto- 
koll nicht in Berlin verabschiedet werden können, wird die 
Bundesregierung aufgefordert, sich für einen möglichst 
konkreten Auftrag für Verhandlungen über ein Klimapro- 
tokoll einzusetzen. In diesem Verhandlungsmandat sollen 
Vorgaben für den Inhalt des Protokolls sowie ein Zeitziel 
für den Abschluß der Verhandlungen (z. B. die 3. Vertrags- 
staatenkonferenz 1997) enthalten sein; 

3. entsprechend der Empfehlung der Enquete-Kommission 
„Schutz der Erdatmosphäre"', international bis zum Jahr 
2010 eine Reduzierung der C02-Emissionen um 15 bis 
20 % auf der Basis von 1990 für Vertragsparteien in An- 
nex I der Konvention anzustreben und eine geeignete 
Strategie für die Verhandlungen über ein Klimaprotokoll 
zu finden. Dabei ist dem Grundsatz der Konvention Rech- 
nung zu tragen, daß zur Verwirklichung des anspruchsvol- 
len Ziels der Konvention gerechte und angemessene Bei- 
träge geleistet werden müssen. 

Von den Eckpunkten für internationale Verhandlungen 
bleibt die nationale Reduktionspolitik Deutschlands, ins- 
besondere das angestrebte Ziel einer Reduktion der CO 2 - 
Emissionen um 25 bis 30 % bis 2005 auf der Basis von 1987, 
unberührt. Staaten, die sich bereits nationale Reduktions- 
ziele gesetzt haben - wie Dänemark, Deutschland, die 
Niederlande, Schweden und Österreich - sollten dies auch 
vor der Weltöffentlichkeit bekräftigen; 

4. sich bei der Aushandlung eines Klimaprotokolls für die 
Vereinbarung von Maßnahmen im Energie- und Ver- 
kehrsbereich, in Land- und Forstwirtschaft, in Industrie, 
privaten und öffentlichen Haushalten sowie im Abfallbe- 
reich einzusetzen. Die Maßnahmen sollen insbesondere 
umfassen die Verbesserung der Energieeffizienz von 
Groß- und Kleinfeuerungsanlagen, Heizungen und Haus- 
haltsgeräten, die Einhaltung von Wärmeschutzstandards 
von Gebäuden sowie die Vermeidung unnötigen Verkehrs 
und die Verkehrs Verlagerung. Ferner soll der durch- 
schnittliche Kraftstoffverbrauch neu zugelassener Pkw bis 
2005 schrittweise auf möglichst 5 1/100 km verringert 
werden; 

5. sich in der Europäischen Union weiterhin nachdrücklich 
für die Umsetzung und Weiterentwicklung der Gemein- 
schaftsstrategie für weniger C02-Emissionen und zur Ver- 
besserung der Energieeffizienz einzusetzen. Diese muß 
sich zum einen auf die Umsetzung der von der Gemein- 
schaft bereits im Oktober 1990 eingegangenen Verpflich- 
tung zur Stabilisierung der C02-Emissionen in der 
Gemeinschaft als Ganzes bis zum Jahr 2000 (Basis 1990) 
richten. Hier ist dringlich die Umsetzung und Weiterent- 
wicklung des erforderlichen Maßnahmenbündels ein- 
schließlich einer mindestens EU- weiten, aufkommensneu- 
tralen C02-/Energiesteuer notwendig. Es kommt entschei- 
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dend darauf an, daß auch die Weichen für eine deutliche 
Reduzierung der Treibhausgasemissionen in der Europäi- 
schen Union nach dem Jahr 2000 gestellt werden; 

6. sich für eine international konsensfähige Operationalisie- 
rung und Weiterentwicklung des Konzepts der „gemein- 
samen Umsetzung" (Joint Implementation) einzusetzen. 
Deshalb soll die folgende Auslegung des Konzepts verfolgt 
werden: Gemeinsame Umsetzung soll zwischen allen Ver- 
tragsparteien der Konvention - nicht nur zwischen Indu- 
strieländern - zulässig sein. Gemeinsame Umsetzung soll 
nicht auf die bisher bestehenden Verpflichtungen in der 
Konvention, sondern nur auf künftige, weiterreichende 
Emissionsreduzierungsverpflichtungen angewandt wer- 
den. Gemeinsame Umsetzung darf nicht dazu führen, daß 
die Industrieländer ihrer Verpflichtung zur Reduktion von 
Emissionen auf eigenem Boden nicht nachkommen. Des- 
halb soll stets ein festzulegender Teil der Reduzierungs- 
verpflichtungen in den Industrieländern selbst umgesetzt 
werden. Schließlich muß gemeinsame Umsetzung klar von 
den finanziellen Verpflichtungen der Industrieländer aus 
der Konvention abgegrenzt und zusätzlich zu diesen Ver- 
pflichtungen sein; 

7. für den Fall, daß bis zur 1. Vertragsstaatenkonferenz keine 
Einigung über Anwendungsbereich und Ausgestaltung 
des Konzepts der gemeinsamen Umsetzung erreicht wer- 
den kann, sich nachdrücklich dafür einzusetzen, daß eine 
Einigung über die Durchführung sowie entsprechende 
Leitlinien einer zeitlich begrenzten internationalen Pilot- 
phase erzielt werden. Unabhängig davon soll die Bundes- 
regierung durch bilaterale Zusammenarbeit erste Pilotpro- 
jekte schnellstmöglich angehen, um dringend benötigte 
Erfahrungen zu sammeln; 

8. sich dafür einzusetzen, daß die Entwicklungsländer im 
Rahmen ihrer legitimen Interessen an ihrer weiteren wirt- 
schaftlichen Entwicklung möglichst bald wirtschaftspoli- 
tisch und technologisch die Weichen für eine klimaver- 
trägliche Entwicklung der Emissionen stellen. Denn auch 
wenn die Industriestaaten mit einem Anteil von 25 % an 
der Weltbevölkerung bisher für knapp 80 % der Emissio- 
nen verantwortlich sind und deshalb heute, die primäre 
Verpflichtung für die globale Emissionsreduktion über- 
nehmen müssen, gebietet es das Vorsorgeprinzip der Kon- 
vention, in eine mittel- und langfristige globale Emissions- 
reduktionskonzeption den voraussichtlichen Anstieg der 
Emissionen in den Entwicklungsländern einzubeziehen. 
Dies bedeutet nicht, daß Entwicklungsländer ihre Emissio- 
nen absolut mindern, wohl aber ihren Zuwachs begrenzen 
sollten; 

9. sich für eine effiziente Kooperation auf dem Gebiet der 
Technik und Technologie zwischen Industriestaaten und 
Entwicklungsländern, die Voraussetzung für deren nach- 
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haltige Entwicklung ist, einzusetzen. Die technologische 
Unterstützung der Entwicklungsländer ist so auszurichten, 
daß sie - als Hilfe zur Selbsthilfe - die Entwicklung ange- 
paßter Technologien und Techniken fördert Hierzu ge- 
hören vor allem die Fortbildung der Bevölkerung, die 
Unterstützung einheimischer Organisationen und Insti- 
tutionen, die Ausbildung von Wissenschaftlern, die Unter- 
stützung bei Gesetzgebungs- und Verwaltungsfragen des 
Umweltschutzes und bei Änderungen des nationalen und 
internationalen Rechts zur Förderung umweltgerechter 
ausländischer Investitionen. Die Schaffung verläßlicher 
rechtlicher und wirtschaftlicher Rahmenbedingungen ist 
in Entwicklungsländern dringlich erforderlich und muß 
unterstützt werden. 

Die Industrieländer, die über das erforderliche technische 
Wissen verfügen, sollten sich verpflichten, konkrete Alter- 
nativen zur bisherigen Energieversorgung und -nutzung 
aufzuzeigen, die sich durch erhöhte Energieeffizienz, und 
geringere C02-Emissionen auszeichnen. Die Entwick- 
lungsländer sollten bereit sein, sich mit diesen Technolo- 
gien und Techniken auseinanderzusetzen, zu prüfen, 
welche dieser Technologien und Techniken für ihre spezi- 
fischen Bedingungen geeignet sind und sie in angemesse- 
ner Weise zu übernehmen. Damit in diesen Bereichen die 
erforderlichen Anreize für die Entwicklung und den Trans- 
fer neuer Technologien erhöht werden, muß auch ein 
effektiver Schutz des geistigen Eigentums gewährleistet 
werden; 

10. sich dafür einzusetzen, daß die im März 1994 erfolgreich 
wiederaufgefüllte und restukturierte Globale Umweltfazi- 
lität (GEF) auf der 1. Vertragsstaatenkonferenz zum stän- 
digen Finanzmechanismus der Klimarahmenkonvention 
bestimmt wird; 

11. sich dafür einzusetzen, daß im Rat der Globalen Umwelt- 
fazilität schnellstmöglich ein Arbeitsprogramm verab- 
schiedet wird, um die Durchführung von klimarelevanten 
Förderprojekten im Jahr 1995 zügig weiter voranzu- 
treiben. 

III. Hinsichtlich des nationalen C02-Minderungsprogramms wird 
die Bundesregierung aufgefordert, ihr „C02-Minderungspro- 
gramm'" zur Reduzierung der Emissionen von CO 2 und ande- 
ren Treibhausgasen weiterzuentwickeln und kontinuierlich 
umzusetzen und dabei vor allem folgende, in diesem Pro- 
gramm vorgesehene Maßnahmen in der 13. Legislaturperiode 
umzusetzen: 

1. Unterstützung der neuen Bundesländer in ihren Anstren- 
gungen zur Verbesserung der Energieeffizienz und CO 2 - 
Minderung im Rahmen der haushaltsmäßigen Möglichkei- 
ten des Bundes; 

2. schrittweise Internalisierung der externen Effekte der 
Energieversorgung und dabei die Einführung einer min- 
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destens EU-weiten und aufkommensneutralen C02-/Ener- 
giesteuei; 

3. Ausschöpfung des hohen C02-Minderungspotentials im 
Gebäudebereich; 

4. Verbesserung der Rahmenbedingungen zur stärkeren 
Nutzung erneuerbarer Energien, insbesondere auch aus 
nach wachsenden Rohstoffen; 

5. Verbesserung der Effizienz von Großfeuerungsanlagen 
sowie der Effizienz im Kleinverbrauchssektor; 

6. Novellierung des Energierechts, u. a. mit dem Ziel, zum 
Klimaschutz beizutragen; 

7. Sicherstellung, daß auch in Zukunft neue Kernkraftwerke 
mit den jeweils höchsten Sicherheitsstandards in Deutsch- 
land gebaut werden können; 

8. Beschluß EU-weiter Maßnahmen zur Herabsetzung des 
durchschnittlichen Kraftstoffverbrauchs neu zugelassener 
Pkw um mehr als ein Drittel bis 2005; 

9. Ausrichtung des gesamten Verkehrssystems auf die Ver- 
besserung der Effizienz im Hinblick auf Verkehrsvermei- 
dung, Verlagerung von der Straße auf die Schiene, die 
Optimierung des Verkehrsflusses und die Optimierung der 
Technik der Fahrzeuge; 

10. Maßnahmen zur Reduzierung weiterer Treibhausgasemis- 
sionen, die auch durch die Landbewirtschaftung verur- 
sacht werden; 

11. Vorlage eines weiteren Berichts der IMA C02-Reduktion. 
In diesem Bericht sollen Zwischenbilanz hinsichtlich der 
Entwicklung der C02-Emissionen und anderer Treibhaus- 
gasemissionen gezogen werden, die Wirkungen der be- 
reits wirksamen Maßnahmen abgeschätzt sowie ggf. neue 
Maßnahmen vorgelegt werden, um sowohl das nationale 
C02-Minderungsziel zu erreichen als auch einen nachhal- 
tigen Beitrag zur Verminderung der THG -Emissionen in 
Europa und weltweit zu leisten. 


Bonn, den 17. Januar 1995 


Dr. Wolfgang Schäuble, Michael Glos und Fraktion 
Dr. Hermann Otto Solms und Fraktion 
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